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„Wer seinen Haushalt im Griff hat, verdient 
Respekt.“ Das gilt nicht nur für die schwäbi-
sche Hausfrau, sondern auch für den Staat. 
Seit Jahrzehnten geben Bund, Länder und Ge-
meinden regelmäßig mehr Geld aus, als über 
Steuern und Abgaben zur Verfügung stehen.  
Folge: Die Verschuldung steigt unablässig.

Bereits vor der Finanzkrise erreichte die gesamte 
Staatsverschuldung den Höchststand von 1,5 Billi-
onen Euro. Mit den Rettungsschirmen für Banken 
und den Euro sowie mit den Kosten für die Kon-
junkturpakete werden die Schulden bis Ende des 
Jahres 2010 etwa 1,8 Billionen Euro erreichen – mit 
diesem Geld könnte sich jeder Deutsche ein Auto 
im Wert von mehr als 20.000 Euro anschaffen.
Gemessen an der gesamten wirtschaftlichen Leis-
tungsfähigkeit des Landes (Bruttoinlandsprodukt) 

erreicht unsere Staatsverschuldung nun fast 80 
Prozent – laut dem Europäischen Stabilitäts- und 
Wachstumspakt dürfte die Quote von 60 Prozent 
aber nicht überschritten werden. Dafür gibt es gute 
Gründe: 

 Zu hohe Verschuldung schränkt die Handlungs-
fähigkeit des Staates und der Politik enorm ein. In 
diesem Jahr müssen Bund, Länder und Gemeinden 
61 Milliarden Euro Zinsen zahlen. Dieses Geld muss 
sich der Staat über Steuern oder – noch schlim-
mer – über neue Schulden beschaffen. So fehlt es 
an anderer Stelle – für produktive Investitionen in  
Bildung, Integration und Infrastruktur.

 Zu hohe Staatsverschuldung belastet zukünftige 
Generationen. Denn auch die Steuerzahler der Zu-
kunft müssen die Zinslast tragen und die Schulden 
zurückbezahlen. Schulden von heute bedeuten im-
mer Steuern von morgen.

 Zu hohe Staatsverschuldung hemmt die wirt-
schaftliche Dynamik eines Landes, bremst Wachs-
tum und kostet Arbeitsplätze. Denn durch die hohe 
Kreditnachfrage des Staates steigen die Zinsen – 
auch für die privaten Unternehmen.

„Wer seinen Haushalt im Griff hat, 
verdient Respekt.“  Die Initiative Neue 
Soziale Marktwirtschaft hat mit dieser 
Anzeigenkampagne im Juni dieses Jahres 
dafür geworben, mit der Konsolidierung 
möglichst frühzeitig und kraftvoll zu

 beginnen.“
Hubertus Pellengahr

Erschienen am 6. Juli 2010 in FAZ und Süddeutsche Zeitung und in weiteren Publikumszeitschriften.

Solide Staatsfinanzen: Erste  
Etappe mit Sparpaket erreicht –  
aber noch nicht am Ziel



6 7

„Jede Ausgabe des Staates beruht auf einem Ver-
zicht des Volkes.“ Ludwig Erhard brachte mit diesem 
Satz zum Ausdruck: Keine Ausgabe des Staates ist 
kostenlos. Kein Euro fällt vom Himmel. Jeder Cent 
muss von den Bürgerinnen und Bürgern erwirt-
schaftet werden. Immer dann, wenn der Staat 

aktiv wird und Kosten verursacht, müssen die Steu-
erzahler dies finanzieren und selbst auf ein Stück 
ihres Einkommens verzichten.

Deutschland ist noch immer ein Hochsteuerland: 
Mit 54 Prozent Grenzbelastung (Steuern und 
Sozialabgaben für einen ledigen Durchschnitts-
verdiener) müssen die Deutschen etwa acht Pro-
zentpunkte mehr bezahlen als der Durchschnitt 
der OECD-Staaten. Auch deshalb muss der Staat 
seine eigenen Ausgaben verringern.
 

Jetzt wird gespart: 
ein Anfang ist  
gemacht

In den Krisenjahren 2008 und 2009 schossen die 
Ausgaben des Bundes in die Höhe. Im ersten Jahr 
um fast vier, im zweiten sogar um über neun Pro-
zent. Da nun die Wirtschaft wieder kräftig anzieht, 
spricht nichts dagegen, die Ausgaben zumindest 
wieder auf das Niveau von 2008 zu reduzieren. 
Die neue Schuldenregel des Grundgesetzes zwingt 
Bund und Länder sogar dazu, die strukturelle Neu-
verschuldung abzubauen: Bis spätestens 2016 muss 
der Bund seine Finanzen in den Griff bekommen. 
Aber ab 2011 muss er beginnen.

Mit dem Bundeshaushalt 2011 und dem Spar-
paket ist ein erster Anfang gemacht. Im nächsten 
Jahr sollen die Ausgaben des Bundes nicht wei-
ter steigen, sondern sinken. Das gab es in der Ge-
schichte nur äußerst selten. In den vergangenen  

60 Jahren konnte sich der Staat hingegen fast  
immer über höhere Steuereinnahmen freuen –  
seine Ausgaben steigerte er in der Regel aber noch  
kräftiger. 

Jeder Anfang ist schwer. Deshalb hat der ein-
geschlagene Konsolidierungskurs großen Res-
pekt und Anerkennung verdient. Und dennoch: 
Mit dem Bundeshaushalt ist lediglich eine erste  
Etappe bewältigt. Gegenüber dem Rekord-Aus- 

gaben-Jahr 2010 (plus 9,3 Prozent) sollen  
laut Haushaltsentwurf  die Ausgaben um lediglich 
4,3 Prozent wieder sinken (Stand: nach Abschluss 
der Beratungen im Haushaltsausschuss). Ein riesi-
ges Sparpaket ist das noch nicht. 

Konsolidierung noch 
lange nicht am Ziel

Das Sparpaket von 80 Milliarden Euro klingt nur 
deshalb so gigantisch, weil alle Einsparungen der 
nächsten vier Jahre addiert wurden. Und zugleich 
dem Sparpaket eine Vielzahl von Steuererhöhungen 
zugerechnet wurden. 

Erschienen am 7. Juli 2010 in der FAZ und der Süddeutschen Zeitung. 

Solide Staatsfinanzen: Erste Etappe mit Sparpaket erreicht– aber noch nicht am Ziel

„Die jetzige Situation macht eine glaubwürdige 
Haushaltskonsolidierung nicht nur erforderlich,
sie macht sie alternativlos.“                           

Prof. Dr. Axel Weber

Ausgaben des Bundes
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Tatsächlich umfasst das Konsolidierungspaket im 
Jahr 2011 ein Volumen von gerade einmal zehn 
Milliarden Euro. Die Hälfte davon besteht aus  
höheren Steuereinnahmen. 

Richtig gespart werden nur Ausgaben in Höhe  
von etwa fünf Milliarden Euro. Mit diesen  
Maßnahmen hat der Bund seinen Haushalt aber 
noch lange nicht im Griff: 

 Im Jahr 2010 summieren sich voraussichtlich 
etwa 50 Milliarden Euro neue Schulden nur beim 
Bund. Trotz Sparpaket kommen im Jahr 2011 noch-
mals 48 Milliarden Euro an neuen Krediten dazu.  

Diese Neuverschuldung soll dann zwar redu-
ziert werden, aber selbst 2014 werden es wohl 
immer noch 24 Milliarden Euro sein. Die 
Bundesschulden werden also trotz Sparbemü- 
hungen weiter steigen.

 Mit dem Sparpaket ist die neue Schuldenregel 
des Grundgesetzes nur teilweise erfüllt. Bis 2016 
müssen zusätzlich mindestens 15 Milliarden Euro 
eingespart werden – jährlich! Die Schuldenbremse 
verlangt also weiterhin ein hohes Maß an politi-
scher Entschlossenheit.

 Das bisherige Konsolidierungsprogramm ist teil-
weise auf Sand gebaut: Ob die Zusatzeinnahmen 
durch die geplante Finanzmarktsteuer ab 2012 
überhaupt realisiert werden können, bleibt unklar. 

„Der Staat 
muss Sinnvolles 
von Wünsch-

barem trennen, auf überflüssige 
Ausgaben verzichten und in allen 
Bereichen kosten bewusster und 
effizienter arbeiten.“

Prof. Dr. Michael Hüther

Solide Staatsfinanzen: Erste Etappe mit Sparpaket erreicht– aber noch nicht am Ziel

„Liebe Abgeordnete, seid sparsam mit 
meinem Geld!“ – das ist die Botschaft 

selbstbewusster Bürgerinnen und 
Bürger, die in einer aktuellen 

Anzeigenkampagne der 
INSM einer mutigen Haus-

haltspolitik Respekt und 
Anerkennung zollen.

Und auch die sogenannte „globale Minderausgabe“  
von 5,6 Milliarden Euro im Jahr 2014 ist bisher 
nur ein Platzhalter. Hierfür müssen konkrete 
Einsparungen erst noch beschlossen werden. 

Fest steht: Deutschland hat sich im Grundgesetz 
und in den europäischen Verträgen dazu verpflich-
tet, die öffentliche Verschuldung konsequent zu 
reduzieren. Mit dem Bundeshaushalt 2011 ist 
dazu ein Anfang gemacht. Angesichts der auch in 
den nächsten Jahren weiter steigenden Gesamt-
verschuldung wird die Politik aber weitere An-
strengungen unternehmen müssen. Besser sparen 
heißt: weniger Geld ausgeben, Bürokratie abbau-
en, Subventionen reduzieren und Sozialsysteme 
treffsicherer machen. Soziale Marktwirtschaft ver-
langt solide Finanzen und einen gesunden Staat.

Echte Einsparpotenziale wurden  
bisher nicht genutzt

Subventionsabbau  
(bis zu 150 Mrd. Euro)

Ausgabenentwicklung
Kranken- und Pflegeversicherung

Bundesagentur für ArbeitBürokratieabbau
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Erschienen als „Roadblock“ am 11. September 2010 (FAZ, SZ, WamS), 12. September 2010 (FAS, WamS) und am 13. September 2010 (Handelsblatt).
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Gemäß grundgesetzlich geregelten Vorschriften 
(„Schuldenbremse“) muss das strukturelle Defizit des 
Bundes ab 2011 Jahr für Jahr verringert werden. Die 
Bundesregierung will den Vorgaben durch zahlreiche 
Maßnahmen gerecht werden. Dafür verdient sie Lob. 
Das „Zukunftspaket“ – so der offizielle Name – hätte 
beträchtliche Auswirkungen auf den Budgetsaldo des 
Staates (Tabelle).

Ausgangspunkt der 
Planung ist eine struk-
turelle Nettokredit-
aufnahme des Bundes 
in Höhe von 53,2 Mil-
liarden Euro im Jahr 
2010. Diese muss je 
Jahr um 7,2 Milliarden 
Euro verringert wer-
den, damit 2016 der 
Zielwert erreicht wird. 

Er beträgt zehn Milliarden Euro, dies entspricht 0,35 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes.

Die Verwaltungsausgaben des Bundes und einzelne 
Sozialleistungen (z. B. das Elterngeld und der befriste-
te Zuschlag zum Arbeitslosengeld II) sollen reduziert 
werden. Auch bei den arbeitsmarktpolitisch moti-
vierten Ausgaben (des Bundes sowie der Bundesagen-
tur für Arbeit) sowie bei „disponiblen“ Ausgaben des 
Bundes sind Kürzungen geplant; Details der Pläne 
stehen aber noch nicht fest. Zudem sollen die Steuer-
einnahmen des Bundes kräftig erhöht werden; vorge-
sehen sind die Einführung einer Luftverkehrssteuer 
und einer Steuer auf Kernbrennstoffe sowie die Re-
duktion der Energie- und Stromsteuervergünstigung 
für produzierende Unternehmen. Hinzu kommen 
viele andere Maßnahmen. Es ist zwar zu vermuten, 
dass die beschlossenen Ausgabenkürzungen und Ab-

gabenerhöhungen im Verlauf des Gesetzgebungspro-
zesses modifiziert werden; so wird die Begünstigung 
energieintensiv produzierender Unternehmen wohl 
weniger stark als zunächst geplant verringert, zur 
Kompensation der Mindereinnahmen dürfte die Ta-
baksteuer erhöht werden. Das mit dem „Zukunftspa-
ket“ angestrebte Konsolidierungsvolumen wird aber 
im Jahr 2011 wohl in etwa erreicht werden. 

Anders stellt sich die Lage für die Jahre 2012 bis 
2014 dar. Für diese Jahre sind zusätzliche Maßnah-
men vorgesehen; insgesamt soll der Budgetsaldo des 
Staates in den Jahren 2012 bis 2014 – im Vergleich 
zum Jahr 2011 – um fünf, zehn bzw. 13 Milliarden 
Euro erhöht werden. Die Maßnahmen (wie z. B. die 
Eingriffe in die Leistungen bei Arbeitslosigkeit) sind 
aber zu einem großen Teil nicht konkretisiert. Die Fi-
nanzmarktransaktionssteuer wird wohl nicht einge-
führt werden, weil andere Länder diese Steuer nicht 
erheben wollen und ein Alleingang Deutschlands fi-
nanzielle Nachteile im Standortwettbewerb brächte. 
Für das Jahr 2014 ist sogar eine „globale Minderaus-
gabe“ in Höhe von gut fünf Milliarden Euro veran-
schlagt; offenbar ging der Politik die Einsparfantasie 
aus. Das „Zukunftspaket“ reicht nicht aus, um den 
geforderten Rückgang der strukturellen Nettokre-
ditaufnahme um 29 Milliarden Euro im Zeitraum 
2011 bis 2014 zu gewährleisten und damit das Zwi-
schenziel auf dem Weg zu einem strukturellen Defizit 
in Höhe von zehn Milliarden Euro im Jahr 2016 zu 
erreichen. 

Zudem enthält das „Zukunftspaket“ zu einem be-
trächtlichen Teil Steuererhöhungen und nicht nur 
Ausgabenkürzungen. Das Haushaltsbegleitgesetz 
2011 beinhaltet, was den Einfluss auf das Budget des 
Staates insgesamt im Jahr 2011 betrifft, sogar zu 50 
Prozent Abgabenerhöhungen. Steuererhöhungen 

sind aber schädlich, weil sie Wachstum und Beschäf-
tigung negativ beeinträchtigen. Ferner entlastet das 
Streichen der Rentenversicherungsbeiträge, die der 
Bund für Empfänger des Arbeitslosengeldes II zahlt, 
zwar den Bund, belastet aber die gesetzliche Renten-
versicherung. Erst mittel- und langfristig „spart“ der 
Staat Ausgaben dadurch, dass die Rentenansprüche 
der betroffenen Leistungsempfänger kleiner sein 
werden als sonst. Allerdings ist nicht auszuschließen, 
dass dies aufgrund von entstehender Bedürftigkeit 
zusätzliche Ausgaben der Gemeinden im Rahmen 
der Grundsicherung im Alter auslösen wird. Die 
Subventionen des Bundes blieben bei den bishe-
rigen Entscheidungen weitgehend unangetastet. 

Die von vornherein geringe Kürzung der Energiesteu-
ervergünstigungen wurde inzwischen sogar reduziert 
– wohl „zugunsten“ einer weiteren Steuererhöhung, 
nämlich einer Anhebung der Tabaksteuer. Die Ein-
führung einer Luftverkehrssteuer mag man freilich 
als Ersatz für das Kürzen der Steuervergünstigung 
beim Kerosinverbrauch werten, einer Steuerver-
günstigung, die aufgrund internationaler Vereinba-
rungen nicht im Alleingang korrigiert werden kann. 
Es kommt jetzt darauf an, den Subventionsabbau 
ernsthaft in Angriff zu nehmen. Wann, wenn nicht 
jetzt im kräftigen Aufschwung, sollen Subventionen 
gekürzt werden?

Das Sparpaket 
der Bundesregierung 

Dr. Alfred Boss, Institut für Weltwirtschaft, Kiel

Das „Zukunftspaket“ – Auswirkungen auf den Budgetsaldo des Staates (Mio. Euro)

Anhebung der Einnahmen

Einführung einer Luftverkehrssteuer

Einführung einer Kernbrennstoffsteuer

Einführung einer Finanzmarkttransaktionssteuer

Kürzung von Energie- und Stromsteuervergünstigungen

Verpflichtung der Deutschen Bahn AG 
zur Auszahlung einer Dividende

Änderung der Insolvenzordnung

Zusammen

Kürzung der AusgabenE

Reduktion des Elterngeldes

Anrechnung des Elterngeldes auf Ansprüche  
auf Arbeitslosengeld II

Wegfall des befristeten Zuschlags beim
Übergang zum Arbeitslosengeld II

Wegfall des Heizkostenzuschusses beim Wohngeld

Änderungen beim Arbeitslosengeld II und bei den
Leistungen der Bundesagentur für Arbeit

Kürzungen „disponibler“ Ausgaben

Kürzung der Verwaltungsausgaben

Kürzung der Militärausgaben

Sonstiges a)

Zusammen

Einnahmeerhöhung und Ausgabenkürzung zusammen

darunter:
Auswirkungen auf den Budgetsaldo der Länder und der 
Gemeinden

Verbleibendes strukturelles Defizit
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Rund 200 Gäste aus Politik und Wirtschaft be-
suchten am 14. Oktober die VIII. Ludwig-Erhard-
Lecture der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
(INSM).

„Konsolidierung ist jetzt Pflicht“, forderte Bun-
desbankpräsident Prof. Dr. Axel Weber – in An-
lehnung an den „Vater des Wirtschaftswunders“. 
Hauptthema des obersten deutschen Währungs-
hüters: Bedingungen für eine solide Finanz- und 
Haushaltspolitik auf nationaler und internationaler 
Ebene. Dabei schreckte Weber auch vor „manchem 
vielleicht unbequemen Ratschlag“ nicht zurück. 
Seine Hauptforderungen: langfristige Regelwerke 
statt kurzfristiger Notbeatmung auf internationa-
lem Parkett. In der Finanzkrise geschnürte, milli-
ardenschwere Hilfspakete – wie für Griechenland 
– dürfen demnach nur noch bei akuter „Anste-
ckungsgefahr“ per Rettungsschirm verteilt werden. 
Stattdessen sei auf EU-Ebene Bodenhaftung über 
langfristig angelegte Umschuldungsverfahren ge-
fragt – inklusive wirksamer Sanktionen bei Über-
schreitung von Schuldengrenzen. Einfaches wie 
einleuchtendes Prinzip sei dabei der Maastricht-
Vertrag, nach dem kein Euro-Land für ein anderes 
haften soll. 

Auf nationaler Ebene forderte 
Weber: Konsequenter Spar- 

kurs ohne Subventions- 
umwege und investi- 
tionspolitische Geister- 
fahrten. So müsse auch  

Deutschland die Reiß-
leine mit dem Ziel ausge-

glichener öffentlicher Haushalte  
ziehen und den Sparkurs vor der eigenen Haus-
tür fortführen. Flankiert durch die aktuell 
günstigen Konjunkturdaten sieht der Bundes-
bankpräsident echte Chancen, den Bundes-
haushalt schon deutlich vor 2016 vollständig 
auszugleichen. Wenn die Politik jetzt noch kon-
sequenter spare, könne ein Haushaltsausgleich 
 bereits 2014 möglich sein.

Rettungsschirme zuklappen –  
Tempo für Sparkurs aufnehmen

Bundesbankpräsident Prof. Dr. Axel Weber wirbt auf der „VIII. Ludwig-Erhard-
Lecture“ der INSM für harten Sparkurs auf internationaler und nationaler Ebene

Oberes Bild: Prof. Dr. Axel Weber, Präsident der  Deutschen Bundesband: „Konsolidierung ist jetzt Pflicht!“

Unteres Bild: Prof. Dr. Hans Tietmeyer (INSM), Prof. Dr. Axel Weber (Bundesbank), Hubertus Pellengahr (INSM),  

Dr. Manfred Schäfers (F.A.Z.; v.l.n.r.)

Das Motto der „VIII. Ludwig-Erhard-Lecture“ mit Prof. Dr. Axel Weber.
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„Steigende Steuereinnahmen gehören nicht der 
Politik. Jeder Cent wurde hart erarbeitet und ge-
hört in die Senkung staatlicher Kreditaufnahme“, 
proklamierte Hubertus Pellengahr, Geschäfts-
führer der INSM, in seinem Impulsreferat beim 
Hauptstadtforum im Axel-Springer-Haus. Unter-
stützung signalisierte er vor etwa 200 geladenen 
Gästen für den Konsolidierungskurs von Bundes-

finanzminister Dr. Wolfgang Schäuble: „Der Kurs 
stimmt. Jetzt gilt es, die Segel richtig zu setzen, um 
Vortrieb zu bekommen.“ 
Schäuble betonte: Noch immer müsse der Staat 
enorm hohe Kredite aufnehmen. „Wir machen in 
diesem Jahr etwa 50 Milliarden Euro neue Schul-
den. Inzwischen ist die Koalition einvernehmlich 
und ohne jeden Zweifel auf der Position: Die 

Rückführung der zu hohen Neuverschuldung hat 
Priorität“. Mit dem Sparpaket der Bundesregie-
rung sei ein erster kraftvoller Einstieg gelungen. 

Ein Drittel des sogenannten Zukunftspaketes be-
steht nicht aus Ausgabenkürzungen, sondern aus 
neuen und erhöhten Steuern. Schäuble erklärte 
dazu: „Die Vorstellung, dass man die Konsoli-
dierung nur auf der Ausgabenseite leisten kann, 
ist nicht realistisch.“ Zu der vielfach geforderten 
Vereinfachung des Steuersystems sagte er: „Erste 
Reformschritte bei der Einkommensteuer sollten 
bereits 2011 durchgesetzt werden.“ Hier sei der 
Spielraum aber mit einer halben Milliarde Euro 
sehr gering. Mehr Geld könne angesichts der noch 
immer hohen Neuverschuldung dafür nicht aufge-
wendet werden. 

Zur Frage der Konsolidierung kommunaler Finan-
zen verteidigte Schäuble seine Initiative für ein 
kommunales Heberecht auf die Einkommensteuer. 
Eine parallele Abschaffung der Gewerbesteuer sei 
derzeit „politisch nicht durchsetzbar“. Kommunen 
und Bundesländer leisteten zu viel Widerstand da-
gegen. „Also fangen wir erst mal an. Sonst passiert 
nichts“, begründete er seinen Vorstoß. „Wenn wir 
einen Weg einschlagen, auf dem wir besser die je-
weilige Verantwortung für Ausgaben mit der Ver-
antwortung für Einnahmen in Übereinstimmung 
bringen, dann bringen wir die Mechanismen, die 
die Soziale Marktwirtschaft so überlegen machen, 
besser zum Tragen“, sagte er.

Prof. Dr. Michael Hüther, Direktor des Instituts 
der Deutschen Wirtschaft in Köln, stellte in sei-
nem Schlusswort fest: „Die Lehre aus der Finanz-
krise ist, dass die Illusion von einer effektiven Kon-

junkturpolitik im normalen Zyklus in das Archiv 
gehört. Wir sind nicht in der Lage, mit der Fi-
nanzpolitik die normale konjunkturelle Wendung 
zu kompensieren“, so Hüther. Die Väter der „Frei-
burger Schule“ hätten international koordinierte 
Finanzmärkte noch gar nicht gekannt. Deshalb 
müssten die ordnungspolitischen Grundlagen von 
der Wissenschaft an dieser Stelle erweitert werden. 
Im Hinblick auf Basel III stellte er fest: „Starke 
Regeln sind gut. Aber: Wir brauchen auch den-
jenigen, der die Regeln umsetzt.“ Hüther forderte 
hierzu eine unabhängige, kompetente und hand-
lungsfähige Finanzaufsicht. Nach dem Vorbild der 
Monopolkommission solle die Bundesanstalt für 
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) ein wissen-
schaftliches Beratungsgremium zur Seite gestellt 
bekommen.

Schäuble: „Konsolidierung  
konsequent fortsetzen“

Dr. Wolfgang Schäuble, Bundesminister für Finanzen, referierte über Wege aus der Schuldenfalle.

Bundesfinanzminister auf dem Hauptstadtforum von DIE WELT und INSM 
am 8. November 2010

Dr. Wolfgang Schäuble und Hubertus Pellengahr
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Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft ist ein überparteiliches Bündnis aus Politik,  
Wirtschaft und Wissenschaft. Sie wirbt für die Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft in  
Deutschland und gibt Anstöße für eine moderne marktwirtschaftliche Politik. Die INSM  
wird von den Arbeitgeberverbänden der Metall- und Elektroindustrie finanziert. Sie steht  
für Freiheit und Verantwortung, Eigentum und Wettbewerb, Haftung und sozialen Ausgleich 
als Grundvoraussetzungen für mehr Wohlstand und Teilhabechancen.
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